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 „Nullverschuldung ohne faire Finanzpartnerschaft mit den Kommunen nicht zu erreichen“

Stuttgart.   Die Kommunen erwarten von der Landesregierung vor allem, dass sie den Grundsatz ‚Wer bestellt, zahlt!’ künftig ernst nimmt. „Wir wollen, dass in diesem Sinne auch die Landesverfassung nachgebessert wird. Denn die ist bisher löchrig wie ein Schweizer Käse, wenn es darum geht, wer für die finanziellen Folgen landespolitischer Beschlüsse aufkommt. Was in der Koalitionsvereinbarung steht, ist viel zu dünn,“ sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Im Rahmen der Föderalismusreform werde das Grundgesetz so geändert, dass der Bund die Kommunen künftig nicht mehr direkt belastet. Die Länder müssen dann bestimmen, wie Bundesgesetze vollzogen werden. „Umso wichtiger ist dann eine Absicherung in der Landesverfassung,“ sagte Kehle.

„Die Konsolidierung des Landeshaushalts mit dem Ziel der Nullverschuldung ist auch aus kommunaler Sicht wichtig,“ sagte Kehle. „Dass sich die neue Regierung ehrgeizige Ziele gesetzt hat, ist anerkennenswert.“ Allerdings müsse sich das Land von Aufgaben und Personal trennen. Nur wenn beides gleichzeitig gelinge, könne man Bürokratie abbauen und Ausgaben reduzieren.

Kehle warnte vor Eingriffen in die Kommunalfinanzen. „Den Landeshaushalt auszugleichen und dafür die Kommunalhaushalte an die Wand zu fahren, kommt nicht in Frage.“ Kehle kündigte an, man werde die Vorschläge der Landesregierung zur Regelung der Finanzbeziehungen sehr kritisch ansehen. „Die Nullverschuldung wird ohne eine faire Finanzpartnerschaft mit den Kommunen nicht zu erreichen sein,“ sagte Kehle.
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